
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Thüringer Aufbaubank – Anstalt des öffentlichen Rechts –, Erfurt

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES KONZERNABSCHLUSSES UND DES 
ZUSAMMENGEFASSTEN LAGEBERICHTS

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der Thüringer Aufbaubank – Anstalt des öffentlichen 

Rechts –, Erfurt, und ihrer Tochtergesellschaften (der „Konzern“) – bestehend aus der Kon- 

zernbilanz zum 31. Dezember 2017, der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, dem Kon- 

zerneigenkapitalspiegel und der Konzernkapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja- 

nuar bis zum 31. Dezember 2017 sowie dem mit dem Anhang des Mutterunternehmens 

zusammengefassten Konzernanhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be- 

wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den mit dem Lagebericht des Mutter- 

unternehmens zusammengefassten Konzernlagebericht der Thüringer Aufbaubank – Anstalt

des öffentlichen Rechts –, Erfurt, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember

2017 geprüft. Die im Abschnitt „Sonstige Informationen“ unseres Bestätigungsvermerks ge- 

nannten Bestandteile des zusammengefassten Konzernlageberichts haben wir in Einklang mit 

den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat- 

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kon- 

zerns zum 31. Dezember 2017 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2017 und

• vermittelt der beigefügte, zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild

von der Lage des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser zusammenge- 

fasste Lagebericht in Einklang mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen ge- 

setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht erstreckt sich 

nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“ unseres Bestätigungsver- 

merks genannten Bestandteile des zusammengefassten Lageberichts.

 



Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lagebe- 

richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im 

Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge- 

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver- 

antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lage- 

berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzern- 

unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen 

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 

Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären 

wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungs- 

leistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für

unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht zu

dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Konzernabschlusses

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflicht- 

gemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Konzernabschlusses für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2017 waren. Diese Sachverhalte wurden 

im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses als Ganzem und bei der Bil- 

dung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil 

zu diesen Sachverhalten ab.

Nachfolgend stellen wir mit der Einhaltung der Bürgschaftsbedingungen des Freistaates Thü- 

ringen den aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalt dar.

 



Unsere Darstellung dieses besonders wichtigen Prüfungssachverhalts haben wir wie folgt struk- 

turiert:

a) Sachverhaltsbeschreibung (einschließlich Verweis auf zugehörige Angaben im Konzernab-

schluss und im zusammengefassten Lagebericht)

b) Prüferisches Vorgehen

Einhaltung der Bürgschaftsbedingungen des Freistaates Thüringen

a) Im Konzernabschluss der Thüringer Aufbaubank – Anstalt des öffentlichen Rechts –, 

Erfurt, werden zum 31. Dezember 2017 Forderungen an Kunden in Höhe von 

Mio. EUR 2.544,1 ausgewiesen. Diese Forderungen an Kunden sind teilweise durch Bürg- 

schaften des Freistaates Thüringen vollständig besichert (im Folgenden „verbürgtes För-

derkreditportfolio“).

Dieses verbürgte Förderkreditportfolio entfällt nahezu ausschließlich auf Finanzierungen 

zur Wohnraumförderung und umfasst zum 31. Dezember 2017 ein bilanzielles nicht-täg- 

lich fälliges Forderungsvolumen in Höhe von Mio. EUR 467,4 (d.s. 12,1 % der Konzernbi- 

lanzsumme). Für ein Kreditvolumen in Höhe von Mio. EUR 14,2 des verbürgten Förder- 

kreditportfolios sind Leistungsstörungen aufgetreten. Für diese leistungsgestörten 

Kreditengagements ist bilanzielle Risikovorsorge in Form von Einzelwertberichtigungen in 

Höhe von Mio. EUR 0,5 getroffen. Bei der Ermittlung der Höhe der jeweiligen Einzelwert- 

berichtigung wurde die vom Freistaat Thüringen gewährte Bürgschaft risikomindernd be- 

rücksichtigt.

Für die Wirksamkeit der jeweiligen Bürgschaft des Freistaates Thüringen sind insbeson- 

dere die Darlehensbedingungen und -voraussetzungen des jeweiligen Förderprogrammes 

(Förderprogrammbedingungen) zu erfüllen. Ob der Freistaat Thüringen im Falle des Aus- 

falls eines Kreditnehmers aus dem verbürgten Förderkreditportfolio in Anspruch genom- 

men werden kann, ist dabei in hohem Maße auch von der Prüfung der Einhaltung einzelner 

Förderprogrammbedingungen durch die Thüringer Aufbaubank im Zeitpunkt der Antrag- 

stellung abhängig. Vor diesem Hintergrund sowie aufgrund der für die Bildung der zuge-

hörigen Wertberichtigungen notwendigen ermessenbehafteten Einschätzungen der ge-

setzlichen Vertreter war die Einhaltung der Bürgschaftsbedingungen für das verbürgte 

Förderkreditportfolio im Zeitpunkt des Antrags im Rahmen unserer Prüfung von besonde- 

rer Bedeutung.

Angaben zu dem verbürgten Förderkreditportfolio sind in den Abschnitten „Geschäftliche 

Entwicklung (Darlehen)“ sowie „Risikobericht (Adressrisiken)“ des zusammengefassten 

Lageberichts enthalten.

 



b) Wir haben uns im Rahmen einer Aufbauprüfung zunächst ein Verständnis über den An- 

tragsbearbeitungsprozess bei Kreditvergabe verschafft und die Angemessenheit der Aus- 

gestaltung des internen Kontrollsystems in Bezug auf den Antragsbearbeitungsprozess 

beurteilt. Daneben haben wir uns ein Verständnis über die wesentlichen Förderprogramm- 

bedingungen und die in diesen explizit der Thüringer Aufbaubank zugewiesenen Aufgaben 

verschafft. Auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse und unserer Risikobeurteilung haben

wir eine Stichprobe von Kreditengagements auf Basis eines repräsentativen Auswahlver-

fahrens gezogen und hierfür die vorliegenden Unterlagen der jeweiligen Kreditakten be- 

züglich der Erfüllung der Förderprogrammbedingungen im Zeitpunkt der Antragsprüfung 

nachvollzogen. Die von der Bank durchgeführten Prüfungen der Förderprogrammbedin- 

gungen haben wir in Bezug auf deren Vollständigkeit und Richtigkeit sowie die Nachvoll- 

ziehbarkeit der Dokumentation gewürdigt.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 

Informationen umfassen den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht nach §§ 315b bis 

315c HGB, auf den im zusammengefassten Lagebericht verwiesen wird.

Unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht er- 

strecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder 

ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Konzernabschlussprüfung haben wir die Verantwortung, die 

sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss, zum zusammengefassten Lagebericht 

oder zu unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig wesentlich 

falsch dargestellt erscheinen.

 



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrats für den 
Konzernabschluss und den zusammengefassten Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses, der 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent- 

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner 

sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein- 

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be- 

stimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von we- 

sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 

Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver- 

antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter- 

nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des zusammenge- 

fassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den deut- 

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent- 

wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor- 

kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die

Aufstellung eines zusammengefassten Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-

den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im zusammengefassten Lagebericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 

des Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lagebe- 

richts.

 



Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss 

als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel- 

lungen ist und ob der zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss 

sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 

zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss- 

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent- 

lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge- 

samt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lagebe- 

richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-

sichtigter – falscher Darstellungen im Konzernabschluss und im zusammengefassten La- 

gebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 

nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be- 

trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh- 

rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses relevanten

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusammengefassten Lageberichts 

relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 

zur Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 



• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-

tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä- 

tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut- 

same Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 

besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Konzernabschluss und im zusammengefassten Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 

falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be- 

stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben- 

heiten können jedoch dazu führen, dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht 

mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlusses

einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Ge- 

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt.

• holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungslegungsinformati-

onen der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns ein, um 

Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind 

verantwortlich für die Anleitung, Überwachung und Durchführung der Konzernabschluss- 

prüfung. Wir tragen die alleinige Verantwortung für unsere Prüfungsurteile.

• beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem Konzernab-

schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Konzerns.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im zusammengefassten Lagebericht durch. Auf Basis ausrei- 

chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu- 

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 

bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsori- 

entierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu- 

kunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 

ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 

von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

 



Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein- 

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest- 

stellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir 

die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle 

Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden 

kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutz- 

maßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen 

erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Konzernabschlusses für den 

aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prü- 

fungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei 

denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachver- 

halts aus.



SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir wurden von der Anteilseignerversammlung am 22. Mai 2017 als Konzernabschlussprüfer 

gewählt. Wir wurden am 11. Januar 2018 vom Verwaltungsrat beauftragt. Wir sind ununter- 

brochen seit dem Geschäftsjahr 2008 als Abschlussprüfer der Thüringer Aufbaubank – Anstalt 

des öffentlichen Rechts –, Erfurt, tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 

zusätzlichen Bericht an den Verwaltungsrat nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Ein- 

klang stehen.

VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist René Borgwardt.

Erfurt, den 27. April 2018

Deloitte GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

(Rohmann) (Borgwardt)

Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer


